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ANZEIGE

Ex-Polizistmit
Anzeigeabgeblitzt
Obergericht bestätigt Entscheid, keine Ermittlungen
gegen SimonBurger undBarbara Loppacher zu führen.

Kurt Pelda

EswareinganzerStraussvonAn-
schuldigungen, die ein ehemali-
ger Offizier der Aargauer Kan-
tonspolizei im Juni 2021 gegen
zwei leitende Staatsanwälte er-
hob: Amtsmissbrauch, falsche
Anschuldigung, Verleumdung
und üble Nachrede. Nach dem
jüngstenEntscheiddesAargauer
Obergerichts istdavonnichtsüb-
rig geblieben. Die Richter stütz-
ten den Entscheid des ausseror-
dentlichenBerner Staatsanwalts
Marco Amstutz, der die Anzeige
imMai2022 förmlich inderLuft
zerrissenhatte.

Damit ist der inMedien und
Politik seit langem intensiv ver-
folgteFallBurgerumeinKapitel
reicher. Doch diese Sichtweise
verstellt den Blick darauf, dass
RolandV. (Namegeändert)nicht
nur Simon Burger (Zofingen-
Kulm)vonderSVPschlechtma-
chen wollte, sondern auch die
durch den Fall Rupperswil
schweizweitbekanntgewordene
Barbara Loppacher (Lenzburg-
Aarau)vonderSP.Andersalsbei
derStrafanzeige,dieeraufBrief-
papierderKantonspolizei einge-
reicht hatte, verwendete er bei
der Beschwerde ans Oberge-
richts einen privatenBriefkopf.

An den meisten seiner Vor-
würfe hielt er fest, doch prak-
tisch nichts, was Roland V. vor-
gebrachthatte, liessdasOberge-
richt stehen. So soll Burger den
Polizeioffizier einmal einen
«Psychopathen» genannt ha-
ben.GemässObergerichtwurde
die Anzeige in diesem Punkt zu
spät eingereicht – darum trat es
darauf gar nicht ein.

Gericht entkräftetVorwurf
falscherAnschuldigungen
DenbeidenStaatsanwältenwarf
Roland V. ausserdem vor, ihn
beim Departement Volkswirt-
schaft und Inneres (DVI) ange-
schwärztund falschbeschuldigt
zu haben. Dazu muss man wis-
sen,dassStaatsanwaltschaftund
Kantonspolizei dem DVI unter-
stellt sind. Bei den vermeintli-
chen falschenAnschuldigungen
handelte es sich laut Urteil um
mutmasslicheVerfehlungenvon
Roland V., die Burger und Lop-
pacherdemDVImeldeten.Weil
das angebliche Fehlverhalten
nicht strafrechtlich relevantwar,
sondern höchstens disziplinari-
scheMassnahmennachsichge-
zogenhätte,handeltees sichbei
denMeldungennichtumfalsche
Anschuldigungen.

Der Vorwurf eines Diszipli-
narfehlers könnte allenfalls als
Ehrverletzung gewertet werden,
doch befinde sich weder die be-
rufliche Ehre noch der gesell-
schaftlicheRuf imSchutzbereich
der Ehrverletzungsdelikte,
schreibendieRichter.Geschützt
seinur derRuf, einehrbarerund
charakterlich anständiger
Mensch zu sein. Hinweise auf
Amtsmissbrauch durch die bei-
den Staatsanwälte konnten die
Richter nicht erkennen,weshalb
sie auch in diesem Punkt nicht
aufdieBeschwerdeeintraten.

Sofern Roland V. den Ent-
scheid nicht ans Bundesgericht

weiterzieht, ist der Streit zwi-
schenTeilenderKantonspolizei
und der Staatsanwaltschaft da-
mit erledigt. Dennoch laufen in
diesemZusammenhangweitere
Strafverfahren. So verwendete
RolandV. in seiner Strafanzeige
ein offensichtlich gefälschtes
E-Mail, in dem sich Loppacher
gegenüber der DVI-Spitze über
den ehemaligen Polizeioffizier
beschwerte.

Dieser habe eine Observa-
tionsfahrt nach Deutschland
durchgeführt, obwohl ihmLop-
pacher das verboten habe. Wie
dem Gerichtsurteil zu entneh-
men ist, umfasstedasgefälschte
E-Mail nur gerade acht Zeilen,
während die Originalnachricht
aus 59Zeilenbestand.DerText
wurde so verfälscht, dass beim
Leser der Eindruck entstand,
Loppacher habe direkt beim
Departementsvorsteher gegen
RolandV. intervenierenwollen.

Ausserordentlicher
Staatsanwalt imEinsatz
Roland V. befand sich nicht auf
dem Verteiler des E-Mails, und
auf die Frage der AZ, wie er zu
dieserNachricht gekommensei,
verwies er via seinenAnwalt auf
das Amtsgeheimnis. Er bestritt
vehement, E-Mails gefälscht zu
haben.Weil alleEmpfängerdes
inkriminierten E-Mails Beamte
waren, steht nicht nur der Vor-
wurf vonUrkundenfälschung im
Raum.Dafürbraucht esVorsatz,
dochbeiUrkundenfälschung im
Amt steht auch fahrlässiges
Handeln unter Strafe. Das vom
ausserordentlichen Staatsan-
walt Alexandre Vonwil in Nid-
waldengeleitete Strafverfahren
könnte demDVI also noch eini-
ges Kopfzerbrechen bereiten.

Vonwil führt nocheinweite-
resVerfahren,weil ausderStraf-
anzeige von Roland V. hervor-
ging, dass ein Unbekannter das
Altpapier in Burgers Büro in
Zofingen durchsucht und min-
destens einDokument entwen-
det hatte. Roland V. hat dieses
Papier anschliessend als «Be-
weismittel» verwendet. All das
deutetdaraufhin,dassdiegegen
Burger geführte Schlamm-
schlacht nicht allein das Werk
vonRolandV. war.

schuldigt.AufdieFragevonModerator
und AZ-Chefredaktor Rolf Cavalli, ob
erdieLiegenschaften inWindischheu-
tenochmals alsAsylunterkunftwählen
würde, wenn der Vertragmit demVer-
mieternochnichtunterschriebenwäre,
antworteteGallati: «Dort sollenKinder
und Jugendliche einquartiert werden,
für dieseGruppe gibt es nicht 20mög-
liche Unterkünfte, sondern nur sehr
wenige.»DeshalbwürdederKantona-
le Sozialdienst zwar anders vorgehen,
aber amStandortWindisch festhalten.

Hunziker:«DieStrategie fehlt»,
Hochreuter:«Mehrausschaffen»
SP-GrossrätinLeliaHunziker sagte, die
Entschuldigung von Gallati sei richtig

und löblich. Sie wolle wissen, was pas-
siert sei in Windisch und welche Leh-
ren daraus gezogen würden. Hunziker
kritisierte, die Regierung habe keine
nachhaltige Strategie, um Geflüchtete
imAargau unterzubringen. Es fehle an
Ressourcen, der Kanton habe sich zu
wenig vorbereitet, alles passiere «just
in time», das führe zuChaos.

SVP-GrossratClemensHochreuter
will dieVorgänge inWindischebenfalls
detailliert geklärt haben. Zudem for-
derte er eine konsequentereAusschaf-
fungvonabgewiesenenAsylsuchenden
durch das Aargauer Migrationsamt.
Das Amt sei zu passiv, zu viele Men-
schen,dienichtmehrhier seindürften,
belegten Flüchtlingsplätze im Aargau.

«Auch wenn man alle diese Personen
ausweisenkönnte,wäreunserProblem
nur teilweise gelöst», entgegnete Jean-
Pierre Gallati. Es gebe europaweit
einen Mangel an Wohnungen und
Betreuungspersonal, ähnlich wie bei
Coronamit fehlendenSpitalbettenund
zu wenig Impfstoff – oder im Energie-
bereichmit derMangellage.

Gallati hielt weiter fest, niemand
habe einen Zustromvoraussehen kön-
nen, wie ermit demUkrainekrieg ent-
standen sei. Die Zahlen seien doppelt
sohochwie indenFlüchtlingskrise-Jah-
ren 2015 und 2016 zusammen. «Auf
eine so enormeWanderung kannman
sich nicht vorbereiten, das ist schlicht
nichtmöglich», sagteGallati.

GallatizurAsylkrise:«AufdiesenZustrom kannmansichnichtvorbereiten»
Sozialdirektor nimmt im«TalkTäglich» bei TeleM1 Stellung und sagt, der Aargau sei nicht der einzige Kantonmit zuwenig Flüchtlingsplätzen undBetreuungspersonal.

Grossratssitzung zur Klimaschutz-
initiative: Die Grünen-Grossräte
Daniel Hölzle, Nicola Bossard,
Jonas Fricker und Andreas Fischer
Bargetzi (hinten). Bild: Andrea Zahler

Aargauer verlieren nach
einer Fusion ihren alten
Heimatort nicht ganz
Noemi Lea Landolt

Gemeindegesetz Turgigehörtab2024
zu Baden. LetztesWochenende haben
dieBadenerunddieTurgemerStimm-
bevölkerung deutlich Ja zur Fusion der
beidenGemeindengesagt. Ein solcher
Zusammenschluss hat Auswirkungen
auf denHeimatort.Wer Bürgerin oder
Bürger von Turgi ist, hat ab nächstem
Jahr denHeimatort Baden.

Wer seinen «alten» Heimatort
nicht ganz verlierenwill, sollweiterhin
dieMöglichkeit haben,diesen inKlam-
mer anzufügen. Anstatt Baden würde
esdann imPassBaden (Turgi) heissen.

DenHeimatort zu verlieren, könne
vonPersonenals Identitätsverlust emp-
funden werden, argumentierte Daniel
Mosimann für die SP-Fraktion,welche
die Änderung in einemPostulat selber
gefordert hatte.

Auch die Grünen haben sich ein-
stimmig für den Heimatort in Klam-
mern ausgesprochen.Wenn es jeman-
demhelfe, denaltenHeimatortweiter-
hin festzuhalten, stünden die Grünen
diesem Wunsch nicht im Weg, sagte
Andreas Fischer Bargetzi.

KritikderGrünliberalen:
Wappenscheibe fürNostalgiker
Widerstand gab es einzig von der GLP
und von Teilen der FDP. Lukas Huber
sagte namens der Grünliberalen, offi-
zielle Dokumente seien nicht dazu da,
um Geschichtsschreibung zu leisten.

Wer so sehr an seinemHeimatort hän-
ge, könnesicheineWappenscheibema-
chen lassen.

GéraldStrub (FDP)begründetedie
ablehnende Haltung der Fraktions-
mehrheitmitderabnehmendenBedeu-
tungdesHeimatortes.DieFreisinnigen
befürchtenausserdemeineVerkompli-
zierung.

SVPverlangte reinmännliche
FormimGesetz –undverlor
Die SVP-Fraktion hatte wie bereits in
der Anhörung kein Problem mit dem
Heimatort inKlammern. Sie störte sich
allerdingsdaran,dass imGesetzgegen-
dert wird. Sie verlangte, anstatt Ge-
meindebürgerinnen und -bürger nur
die männliche Form ins Gesetz zu
schreiben.Mit diesemAntragbliebdie
SVP allerdings chancenlos.

Regierungsrat Dieter Egli führte
aus, es gehemitderGesetzesänderung
nicht um die Gemeindenamen im Re-
gister, sondernumeinen«rechtsunver-
bindlichen Hinweis». Dieser Hinweis
sei möglich, andere Kantone würden
das auchmachen und es habe sich be-
währt. Das Ausschreiben beider Ge-
schlechter imGesetz, so Egli, entspre-
che übrigens der gängigen Praxis.

Schliesslich fällte derGrosseRat in
erster Lesung einen klaren Entscheid:
Das Kantonsparlament stimmte der
ÄnderungdesGemeindegesetzesdeut-
lich mit 99 zu 24 Stimmen bei einer
Enthaltung zu.

Ja zum Waldgesetz: Freizeit, Schutzwald und Förderung von Holz beim Bauen
Noemi Lea Landolt

Der Grosse Rat hat sich ein erstes Mal
mitÄnderungendeskantonalenWald-
gesetzesbefasst.Erhatdenvorgeschla-
genen Anpassungen in erster Lesung
mit 129 zu 7 Stimmen deutlich zuge-
stimmt. Auslöser für die Gesetzesan-
passung ist dieEinführungder Schutz-
waldpflege. Seit 1991 sinddieKantone
verpflichtet, eine solche sicherzustel-
len. Mit der Teilrevision des kantona-
len Waldgesetzes kommt der Aargau
dieser Verpflichtung nach. Als letzter
Kanton der Schweiz.

gesetzlich verpflichtetwerden, bei sei-
nen eigenen Bauten und Anlagen die
Verwendung von Holz als Bau- und
Werkstoff sowie Energieträger zu för-
dern.

GehörtdieFörderungvonHolz
alsBaustoff insGesetz?
Einen solchen Artikel hatte der Regie-
rungsrat ursprünglich selbst vorge-
schlagen. Er hatte ihn allerdings auf-
grundnegativerRückmeldungen inder
Anhörung wieder gestrichen. Für den
Holzförderartikel sprach sich inderDe-
batte Ralf Bucher (Die Mitte) aus. Es

lohne sich, Holz als Baustoff einzuset-
zen, sagte er.AusserdemwärederAar-
gau auch kein Exot mit einer solchen
Regel. Martin Brügger (SP) und Tho-
mas Baumann (Grüne) schlossen sich
dieser Position an.

Dagegen sprachen sich die FDP-
Fraktion und Teile der SVP-Fraktion
aus. JeanineGlarner führtenamensder
FDPaus, esbrauchekeineneuegesetz-
liche Grundlage, um Holz als Baustoff
zu berücksichtigen. Das sei etwas, das
in eine Immobilienstrategie gehöre.
Holz als Baustoff oder Energieholz sei
auchnicht per se sinnvoll undnachhal-

tig, sondern nur dann, wenn durch die
Nutzung keine Übernutzung des Wal-
des stattfinde.

Regierungsrat Stephan Attiger
machte klar, der Förderartikel für den
Holzbau betreffe ohnehin nur den Ge-
bäudepark des Kantons, bei dem der
Grosse Rat selber Einfluss nehmen
könne.Es sei deshalbnichtnotwendig,
einegesetzlicheLösungzurHolzförde-
rung im Waldgesetz vorzusehen. Die
Mehrheit des Grossen Rats war aller-
dings anderer Meinung. Mit 90 zu
46StimmenstimmtedasParlament für
denKommissionsantrag.

Einladung zum

Polit-Apéro
mit Sessionsrückblick der
SVP Bundesparlamentarier

Samstag, 18. März, 11.00 Uhr
Gasthof Adler, Birmenstorf

Montag, 20.März, 19.30 Uhr
Gasthof Schützen, Aarau

Dienstag, 21.März,19.00Uhr
Restaurant Stalden, Berikon
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Erni Isabelle  DVIGES
Schreibmaschine
AZ Aarau, 15.03.2023
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